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Wo wir uns treffen …
… und wie wir den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt stärken können, ist im Zeitalter der 
Digitalisierung zu einer fundamentalen Fra-
ge geworden. Viele arbeiten nicht nur im 
Home office, sie gehen auch zum Einkaufen 
nicht mehr aus dem Haus, sondern bestellen 
online. Um sich heimisch zu fühlen, brau-
chen Menschen jedoch auch Orte, an denen 
sie einander ohne besondere Verpflichtun-
gen begegnen. Welche Rolle in dieser Ent-
wicklung Biblio theken spielen, erfahren  
Sie in der jüngsten Ausgabe von „Aktiv im 
Ruhestand“.

Gleich mehrere Beiträge beschäftigen sich 
mit dem Thema Mobilität, mit der Überprü-
fung der eigenen Fahrtauglichkeit und dem 
BVG-Muva, einem Rufbussystem für die Rän-
der der Großstadt. Lesen Sie außerdem im 
neuen AiR über die ersten beamten- und 
pflegepolitischen Vorschläge der neuen 
 Bundesregierung, die neue Bundessenioren-
ministerin und vieles andere mehr. ada
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BMBFSFJ

„Kein Platz für Kulturkämpfe“
Karin Prien ist neue Bundesseniorenministerin und will sich für Bildungs­
gerechtigkeit und gesellschaftlichen Zusammenhalt einsetzen.

Bundespräsident Stein­
meier hat am 6. Mai 2025 
Karin Prien zur neuen Bun­
desministerin für Bildung, 
Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend ernannt. Sie 
folgt auf Lisa Paus (Bun­
desfamilienministerin) und 
Cem Özdemir (Bundesbil­
dungsminister) an der Spit­
ze des nun neu zugeschnit­
tenen Ministeriums. 

„Mit dem Bundesministe­
rium für Bildung, Familie, 
Senioren, Frauen und Ju­
gend schaffen wir aus der 
Mitte der Gesellschaft 
 heraus ein neues Minis­
terium für alle Menschen 
in unserem Land. Dieses 
Ressort hat einen mit Be­
dacht gewählten neuen 
Zuschnitt: Es wird den 
Chancen und Herausfor­
derungen im Bildungssys­

tem und in der Demokra­
tiebildung ebenso gerecht 
wie der Frage des gesell­
schaftlichen Zusammen­
halts und der Generatio­
nengerechtigkeit“, sagte 
die Ministerin aus Anlass 
ihres Amtsantritts. „Für 
mich ist klar: Hier ist kein 
Platz für Kulturkämpfe! 
Wir arbeiten gemeinsam 
zum Wohle aller.“

Mit ihr startet ein Team, 
das sich für Bildungsge­
rechtigkeit und gesell­
schaftlichen Zusammen­
halt einsetzt: Neue 
parlamentarische Staats­
sekretärin ist Mareike 
Wulf, neuer parlamenta­
rischer Staatssekretär ist 
Michael Brand.

Prien wurde 1965 in Ams­
terdam geboren und 

wuchs teils in den Nieder­
landen, teils in Deutsch­
land auf. Ihre Großeltern 
mütterlicherseits waren 
Anfang der 1930er­Jahre 
vor dem in Deutschland 
aufkommenden National­
sozialismus in die Nieder­
lande geflohen. Nach dem 
Abitur 1984 studierte sie in 
Bonn Rechts­ und Politik­
wissenschaften und war ab 
2008 neben ihren politi­
schen Funktionen auch als 
Fachanwältin für Handels­ 
und Gesellschaftsrecht tä­
tig. Von Juni 2017 bis zu ih­
rem Amtsantritt in Berlin 
war die CDU­Politikerin Mi­
nisterin für Bildung, Wis­
senschaft und Kultur des 
Landes Schleswig­Holstein.

Karin Prien ist mit dem 
Rechtsanwalt Jochen Prien 
verheiratet und hat drei 

Kinder. Sie sieht sich selbst 
als jüdisch, jedoch nicht als 
religiös an.

Am 18. Mai machte Prien 
einen ersten Aufschlag 
und regte in einem Inter­
view die Einführung einer 
vom dbb seit Langem ge­
forderten Entgeltersatz­
leistung für Pflegende an. 
Der dbb Bundesvorsitzen­
de Ulrich Silberbach sagte 
zum Vorschlag der Minis­
terin: „Wir hätten uns 
 zugegebenermaßen ge­
wünscht, dass der Koali­
tionsvertrag das Thema 
Entgeltersatzleistung für 
pflegende Angehörige pro­
minenter behandelt. Um­
so erfreulicher ist es, dass 
nun trotzdem etwas pas­
siert.“ Gedankenspielen, 
das derzeitige Pflegegeld 
abzuschaffen oder in einer 
entsprechenden Entgelter­
satzleistung aufgehen zu 
lassen, erteilte er jedoch 
eine klare Absage.

 _

 < Die neue Hausleitung: Staatssekretärin Mareike Wulf, Bundesfamilienministerin 
Karin Prien und der parlamentarische Staatssekretär Michael Brand (von links).
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Ende des Zweiten Weltkrieges

Europa soll Kontinent  
des Friedens sein
Der europäische Dachverband der Seniorenorgani sationen, AGE Platform  
Europe, hat eine Erklärung zum Ende des Zweiten Weltkrieges veröffentlicht.

Anlässlich des 80. Jahresta­
ges ruft der Dachverband 
dazu auf, für Frieden, De­
mokratie und Freiheit in 
Europa einzustehen. Er 
warnt vor der Bedrohung 
durch illiberale Kräfte, 
durch die Folgen des Kli­
mawandels und durch 
Kriege in der Welt. Im AGE 
Platform Europe sind 107 

Organisationen aus 30 
Ländern zusammenge­
schlossen. Auch die BAGSO 
ist Mitglied und unter­
stützt die Erklärung aus­
drücklich.

In der Erklärung erinnert 
AGE Platform Europe dar­
an, dass viele ältere Men­
schen in Europa den Zwei­

ten Weltkrieg oder seine 
unmittelbaren Folgen per­
sönlich erlebt haben. Sie 
haben nicht nur Krieg, Ge­
walt und Unterdrückung 
miterlebt, sondern mit ih­
rer Arbeit zum Wiederauf­
bau Europas beigetragen. 
AGE Platform ruft dazu 
auf, das Bewusstsein für 
die Werte der Europäi­

schen Union zu stärken 
und sich angesichts aktuel­
ler Herausforderungen klar 
zu Frieden, Menschenrech­
ten und Rechtsstaatlich­
keit zu bekennen.

Die dbb bundessenioren­
vertretung, die Mitglied 
der BAGSO ist, teilt die 
Sorge über die Gefähr­
dung demokratischer 
Grundwerte und solida­
risiert sich mit den Men­
schen, die heute unter 
Krieg und Gewalt leiden. 
Wie AGE Platform Europe 
und BAGSO ruft sie dazu 
auf, die Erinnerung wach­
zuhalten, die Demokratie 
zu verteidigen und Euro­
pa als einen Ort des Frie­
dens für alle Generatio­
nen zu gestalten.

 _
Lebenslanges Lernen

Gelungene Bildungsangebote
Die BAGSO hat ein Themenheft zur Vielfalt des Lernens im Alter veröffentlicht.

Der Wunsch, Neues zu er­
fahren und sich weiterzu­
bilden, hängt nicht vom Le­
bensalter ab. Doch ist es für 
Ältere nicht immer leicht, 
passende Angebote zu fin­
den. Im Themenheft „Bil­
dungsangebote für Ältere. 
Gute Beispiele aus der Pra­
xis“ stellt die BAGSO – Bun­
desarbeitsgemeinschaft der 
Seniorenorganisationen 30 
erfolgreiche Beispiele aus 
ganz Deutschland vor. Das 
Heft macht Lust auf Bildung 
und zeigt, wie Lernen bis ins 
hohe Alter Aktivität, Offen­
heit und Selbstständigkeit 
fördert.

„Bildung ist ein Menschen­
recht“, erinnert die BAGSO­

Vorsitzende Regina Görner. 
Lernen erleichtere die ge­
sellschaftliche Teilhabe 
und erschließe Potenziale. 
„Das gilt insbesondere 
dann, wenn sich unsere 
Umwelt verändert und 

neue Herausforderungen, 
aber auch neue Chancen 
entstehen“, so Görner.

Das Themenheft stellt 
 Projekte vor aus den Be­
reichen Politik und Gesell­

schaft, Kunst und Kultur, 
Begegnung und Aus­
tausch, Gesundheit und 
Prävention sowie Digitali­
sierung und Technik. Die 
Praxisbeispiele geben An­
regungen für die zielgrup­
pengerechte Gestaltung 
der Bildungsangebote.

Nach Ansicht der BAGSO 
ist Bildung im Alter eine 
gesellschaftliche Aufgabe, 
die auf allen staatlichen 
Ebenen vorangetrieben 
werden muss, um die 
Chancen einer Gesellschaft 
des langen Lebens zu nut­
zen und ein gutes Leben 
im Alter zu unterstützen.

Das Themenheft gib es 
als PDF unter: t1p.de/ 
Bildungsangebot_fuer_
AEltere.

 _
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Beamtenversorgung

Nein zur Bürgerversicherung
dbb Seniorenchef Horst Günther Klitzing erteilt der Idee der Einbeziehung 
von Beamten in die gesetzliche Krankenversicherung erneut eine Absage. 

Im Gespräch mit dem Di­
rektor des Verbandes der 
Privaten Krankenversiche­
rung (PKV), Dr. Florian 
Reuther, sagte der Vor­
sitzende der dbb bundes­
seniorenvertretung, Dr. 
Horst Günther Klitzing: 
„Die dbb bundessenioren­
vertretung ist ein verläss­
licher Partner beim Kampf 
gegen die sogenannte 
Bürgerversicherung.“ „Das 
System aus Beihilfe und 
privater Krankenversiche­
rung hat sich bewährt. Ein 
gesunder Wettbewerb 
zwischen den privaten 
und gesetzlichen Kranken­
versicherungen führt zu 
positiven Auswirkungen 
in den Bereichen Innovati­
on, Qualität und Effizienz“, 
ergänzte Reuther.

Undurchdachte politische 
Schnellschüsse, wie bei­
spielsweise die von Bun­
desarbeitsministerin Bas 
vorgeschlagene Einbezie­
hung der Beamten und 
Beamtinnen in die gesetz­
liche Rentenversicherung, 
sind auch für die Kranken­ 
und Pflegeversicherung 
nicht auszuschließen. Die 

Argumente für den Erhalt 
des bewährten dualen Ge­
sundheitssystems lägen 
auf der Hand. Es müsse je­
doch regelmäßig Aufklä­
rungsarbeit geleistet wer­
den. Die Gesprächspartner 
planen auch weiterhin, et­
waige Vorstöße gemein­
sam abzuwehren.

Im Gespräch ging es aber 
auch um die zuletzt stark 
gestiegene finanzielle Be­
lastung der Privatversi­
cherten und Beihilfebe­
rechtigten, die etwa dann 

entsteht, wenn diese für 
Krankenhausaufenthalte 
in Vorleistung gehen müs­
sen. Der Plan, die „Zentrale 
Stelle zur Abrechnung von 
Arzneimittelrabatten“ (ZE­
SAR) auch für die Direktab­
rechnung von Kranken­
hausrechnungen mit der 
PKV zu nutzen und so eine 
Schnittstelle zu den Beihil­
festellen zu implementie­
ren, ist nach Auskunft des 
PKV­Verbandsdirektors ein 
langwieriger Prozess. „Lei­
der gibt es hier nur mini­
male Fortschritte. Lediglich 

Bayern signalisiert konkre­
tes Interesse an der Ein­
führung des Tools, das die 
Beihilfeempfänger von der 
Vorleistungspflicht, sollte 
die Beihilfestelle nicht 
rechtzeitig gezahlt haben, 
entbindet“, bedauert Reu­
ther.

Die starken Prämienerhö­
hungen der vergangenen 
Jahre in der PKV in Höhe 
von 15 bis 18 Prozent 
 belasten die Privatversi­
cherten zusätzlich und ha­
ben Seniorenchef Klitzing 
zufolge zu Unmut geführt. 
„Gerade in den unteren 
Besoldungsgruppen führt 
das zu massiven Einschnit­
ten, auch vor dem Hinter­
grund, dass sämtliche Le­
benshaltungskosten 
gestiegen sind“, so Klit­
zing. Reuther warb hinge­
gen um Verständnis: „Bei­
tragserhöhungen sind für 
die Versicherten nicht 
schön, aber sie waren lei­
der notwendig. Gestiegene 
Lohn­, Arzneimittel­ und 
stationäre Aufenthaltskos­
ten, die Ausweitung des 
Leistungskataloges sowie 
der demografische Wandel 
machten Beitragserhöhun­
gen notwendig, so wie 
auch in der gesetz lichen 
Krankenversicherung.“

 _
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Debatte zur Bürgerversicherung

Erhebliche Mehrbelastungen
Die neuerlichen Forderungen nach Einbeziehung von Beamten und Versor­

gungsempfängern in die gesetzliche Krankenversicherung berücksichtigen 

nicht die Konsequenzen der Umstellung.

Das gesamte Gesundheits­
wesen in Deutschland hat 
mit großen Herausforde­
rungen zu kämpfen. Unge­
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bremste Kostensteigerun­
gen, aber auch der Zugang 
zu Facharztterminen füh­
ren immer wieder zu For­
derungen nach Einbezie­
hung der Beamten und 
Versorgungsempfänger in 
die gesetzliche Kranken­
versicherung (GKV).

Anders als in der Alters­
sicherung gibt es in Deutsch­
land einen flächendecken­
den Versicherungsschutz 
gegen das Risiko Krankheit. 
Seit 2009 besteht die Pflicht 
zum Abschluss einer Kran­
kenversicherung. Diese wird 
durch die gesetzliche oder 
die private Krankenversiche­

rung (PKV) umgesetzt. Ob 
Facharzt, neueste medizin­
technische Verfahren oder 
sofortige, lückenlose Notfall­
versorgung auch in der Flä­
che: In Deutschland haben 
alle – unabhängig von ihren 
ökonomischen Mitteln – ei­
nen gleichberechtigten Zu­
gang zum Gesundheitssys­
tem.

Um diese hochwertige  
Versorgung auf Dauer 
 gewährleisten zu können, 
darf dem System kein Geld 
entzogen und die vorhande­

nen Mittel müssen zielge­
richtet eingesetzt werden.

 < Höhere Kosten  
für alle Seiten

Beamte und Versorgungs­
empfänger wären durch  
eine Überführung in die 
GKV nicht nur Beitragszah­
ler, sondern auch Leistungs­
empfänger. Leistungsemp­
fänger mit einer im Schnitt 
höheren Lebenserwartung. 
Auch die Quote der dann 
mitzuversichernden Ehe­
gatten und Kinder würde 
erhebliche Mehrbelastun­
gen mit sich bringen.  
Außerdem liegt das durch­

schnittliche Ruhestands­
eintrittsalter unter dem  
vergleichbaren Rentenein­
trittsalter in der GKV, da für 
bestimmte Gruppen von 
Beamten – etwa für Polizis­
ten – beson dere Altersgren­
zen gelten. Zudem würden 
bei einer Einbeziehung von 
Beamten wegen der unter­
schiedlichen Honorierungs­
systeme dem gesamten Ge­
sundheitswesen dringend 
benötigte Mittel entzogen. 
Und für die Dienstherren 
würde es teurer, weil sie 
entsprechend den Arbeit­

geberanteil entrichten 
müssten.

Durch den Anstieg der Zahl 
der Versicherten würde einer 
Einheitsversicherung insge­
samt nicht nur eine höhere 
Beitragssumme zufließen, 
auch die Leistungsausgaben 
würden entsprechend stei­
gen. Der demografische 
Wandel würde mittelfristig 
umso stärkere Beitragsstei­
gerungen zur Folge haben, da 
mit dem PKV­Konzept kapi­
talgedeckter Altersrückstel­
lungen gerade der generatio­
nengerecht ausgestaltete Teil 
der Gesundheitssicherung 
aufgegeben würde.

 < Keine bessere  
Behandlung für alle

Die häufig kritisierten Pri­
vilegien, etwa kürzere War­
tezeiten bei Fachärzten, 
 resultieren nicht selten aus 
Budgetierungsregelungen 
der GKV. Mit den Terminser­
vicestellen hat der Gesetz­
geber bereits erste Schritte 
unternommen, das Problem 
langer Wartezeiten auf 
Facharzttermine für GKV­
Patienten anzugehen. Die 
Wartezeiten in Deutschland 
fallen im internationalen 

Vergleich dennoch eher ge­
ring aus. Der Blick ins Aus­
land zeigt, dass Einheitssys­
teme eben nicht zu einer 
kostengünstigeren Versor­
gung führen und auch der 
Zugang zu Fachärzten nicht 
besser ausgestaltet ist.

Bei einer Umstellung müss­
ten zusätzlich die Sonder­
sicherungssysteme wie die 
Heilfürsorge oder die trup­
penärztliche Versorgung 
mitgedacht werden. Je nach 
Ausgestaltung bestehen 
verfassungsmäßige Beden­
ken bezüglich des Bestands­
schutzes, der Altersrückstel­
lungen oder zur Sicherung 
der Fürsorgepflicht.

 < Konkurrenzfähigkeit 
erhalten

Das transparente und leis­
tungsfähige System von 
Beihilfe kombiniert mit 
Restkostenversicherung 
gehört zum Kern des Be­
rufsbeamtentums und ist 
zentral für die Attraktivität 
dieses Berufes. Gerade 
weil die Besoldung im öf­
fentlichen Dienst in der 
 Regel nicht mit der Privat­
wirtschaft mithalten kann, 
sichern Beihilfe und Heil­
fürsorge die Konkurrenz­
fähigkeit im Kampf um 
qualifizierten Nachwuchs.

Der dbb setzt sich deshalb 
für den Erhalt des dualen 
Krankenversicherungs­
systems ein, das eine qua­
litativ hochwertige Absi­
cherung gewährleistet. Die 
unterschiedlichen Systeme 
beeinflussen sich positiv 
und müssen jeweils intern 
verbessert werden. Die 
Umstellung auf ein Ein­
heitssystem würde keine 
finanzielle Entlastung brin­
gen, dem System dringend 
benötigtes Geld entziehen 
und verschöbe Pro bleme 
in die Zukunft. tho

M
o

d
el

­F
o

to
: C

o
lo

u
rb

o
x.

d
e

7

Aktiv im Ruhestand

> AiR | Juni 2025

K
o

m
p

a
k

t



Fahrtüchtigkeit

„Machen Sie Rückmeldefahrten!“
Die Zahl der Älteren, die an schweren Verkehrsunfällen beteiligt sind, steigt 
drastisch. Die dbb Bundessenioren fordern einen verantwortungsvollen Blick 
auf das eigene Fahrvermögen.

„Die Zahl der bei Verkehrs­
unfällen Verletzten und 
Getöteten ist in den letz­
ten zehn Jahren zurückge­
gangen; doch dieser Trend 
gilt nicht für Ältere. Uns als 
Seniorenorganisation be­
reitet das Sorge“, sagte 
Horst Günther Klitzing, 
Vorsitzender der dbb bun­
desseniorenvertretung.

Ende April hatte die Unfall­
forschung der Versicherer 
(UDV), Teil des Gesamt­
verbands der Deutschen 
Versicherungswirtschaft, 
dramatische Zahlen zum 
Unfallgeschehen mit Älte­
ren am Steuer veröffent­
licht. Im Jahr 2023 waren 
rund ein Viertel mehr Seni­

oren an schweren Unfällen 
beteiligt als vor zehn Jah­
ren (plus 26 Prozent zwi­
schen 2013 und 2023). 
Über 75­Jährige verursach­
ten 77 Prozent dieser Un­
fälle.

Die Altersgruppe der Fah­
rerinnen und Fahrer über 
65 ist nun in rund jeden 
15. schweren Unfall ver­
wickelt, Tendenz weiter 
steigend. Damit ist sie, ge­
messen an ihrem Anteil in 
der Bevölkerung, zwar im­
mer noch unterrepräsen­
tiert – allerdings fährt der 
oder die Einzelne auch 
nicht so viele Kilometer 
pro Jahr. Lege man die 
Strecke zugrunde, so er­

mittelte der UVD, liege 
das Unfallrisiko für Senio­
ren etwa so hoch wie bei 
Fahranfängern – und in 
besonders hohem Alter 
sogar darüber.

„Ältere Menschen sind zu­
nehmend mobiler und das 
ist auch gut so. Die Fähig­
keiten, wie etwa Seh­ und 
Reaktionsvermögen, neh­
men im Alter jedoch 
schleichend ab. Unser Auf­
ruf an alle Seniorinnen und 
Senioren lautet deshalb: 
Machen Sie, insbesondere 
wenn Sie schon über 75 
sind, regelmäßig freiwillige 
Rückmeldefahrten mit ei­
nem Profi, der Ihnen sagt, 
worauf Sie beim Fahren 

besonders achten sollten“, 
fordert dbb Senioren Chef 
Klitzing. Die Ergebnisse der 
Fahrten werden vertrau­
lich behandelt und haben 
keine Folgen für den Füh­
rerschein.

Auch vor dem Hintergrund 
neuer EU­Vorgaben ge­
winnt das Thema an Rele­
vanz. In den kommenden 
vier Jahren muss Deutsch­
land eine Maßnahme ein­
führen, die bei der alle 
15 Jahre fälligen Führer­
scheinverlängerung greift. 
Zur Auswahl stehen 
Selbstauskünfte, Gesund­
heitschecks oder alternati­
ve Maßnahmen. Die UDV 
sieht Rückmeldefahrten 
hier als die sinnvollste 
 Lösung für Autofahrer 
und Autofahrerinnen ab 
75 Jahren. (Mehr zum 
 Thema ab Seite 18) 
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dbb brandenburg

„Zuversicht für alles Kommende“

Brandenburger dbb Senioren besuchen das Benediktinerinnenkloster 
St. Gertrud in Alexanderdorf.

Ein Erlebnis der besonderen 
Art war der Besuch von 45 
Senioren und Seniorinnen 
des dbb brandenburg in der 
Abtei St. Gertrud, einem Be-
nediktinerinnenkloster, im 
Landkreis Teltow-Fläming.

Die Neugier der Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer war 
groß, etwas vom Leben der 
Schwestern in der klöster-
lichen Gemeinschaft, das 
sich an den Regeln des Hei-
ligen Benedikt ausrichtet, 
zu erfahren.

Und Schwester Johanna er-
zählte aufschlussreich und 
begeistert nicht nur vom 
Alltag in einem Kloster, den 
täglichen Arbeiten. Sie be-
richtete auch von den An-

fängen des Klosters aus ei-
nem ursprünglich lockeren 
Zusammenschluss von 
Krankenschwestern katho-
lischen Glaubens bis zur 
Gründung der Abtei in 
 Alexanderdorf, von den 
Schwierigkeiten, in der 
DDR als eigenständiges 
Kloster anerkannt zu wer-
den und fortzubestehen, 
und über die Vorausset-
zungen, in den Konvent 
aufgenommen zu werden.

Umfassend und mit viel 
Geduld beantwortete die 
Ordensfrau die zahlreichen 
Fragen und führte die Gäs-
te anschließend durchs 
Haus. So ist es möglich, 
sich in eines der Gästezim-
mer einzumieten und sich 

für mehrere Tage aus dem 
mitunter stressigen Alltag 
zurückzuziehen, um Ruhe 
und Entspannung zu fin-
den. Wer möchte, kann an-
statt die Küche zur Selbst-
versorgung zu nutzen, 
auch die Kost aus der Klos-
terküche beziehen.

Die Schwestern bieten ver-
schiedene Seminare und 
Kurse an und tragen auf die-
se Weise zum Unterhalt des 
Klosters bei. So etwa kön-
nen Interessierte die Ikonen-
malerei erlernen, meditieren 
oder an Fastenkursen teil-
nehmen. Zum Abschluss 
und Höhepunkt dieses schö-
nen und be sonderen Tages 
spielte Schwester Johanna 
für die Besucher auf der Or-

gel. Gemeinsam stimmten 
alle „Danke für diesen guten 
Morgen …“ an. Die Schwes-
ter hatte das Lied mit Be-
dacht gewählt: „Morgen be-
deutet neuer Anfang und 
das kann auch am Nachmit-
tag sein“, sagt sie. „Wir ha-
ben über die Geschichte des 
Klosters und über eigene Le-
bensgeschichten gespro-
chen. So bleibt der Dank für 
das Vergangene und mit 
Gottes Hilfe die Zuversicht 
für alles Kommende.“

Ausführliche Informationen 
über angebotene Aktionen 
erscheinen in einem Flyer 
oder im Internet: kloster-ale-
xanderdorf.de/angebote/.

 _

 < Schwester Johanna

Demenzerkrankungen

Das Erkrankungsrisiko senken
In Deutschland gibt es ein neues Angebot, um über Demenzprävention  
aufzuklären. Gesucht werden nun Multiplikatorinnen und Multiplikatoren, 
die entsprechende Informationsveranstaltungen durchführen.

Aktuell leben in Deutsch-
land rund 1,8 Millionen 
Menschen mit Demenz. Ih-
re Zahl wird steigen. Umso 
wichtiger ist Prävention. In 
wissenschaft lichen Studien 
konnte gezeigt werden, 
dass jeder Einzelne bis zu 
45 Prozent des Risikos, eine 
Demenz zu entwickeln, be-
einflussen kann. Doch das 
Wissen über Präventions-
möglichkeiten ist bisher nur 
wenig verbreitet. Vor die-
sem Hintergrund hat das 
Bundesinstitut für Öffentli-
che Gesundheit (BIÖG) in 

Zusammenarbeit mit der 
Deutschen Alzheimer Ge-
sellschaft (DAlzG) ein An-
gebot entwickelt, um  
Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren bei der Auf-
klärung über Risikofaktoren 
von Demenz und deren Ver-
meidung zu unterstützen.

Unter dem Titel „Geistig fit 
bleiben – mit zehn Maß-
nahmen Demenz vorbeu-
gen“ soll eine Informati-
onsveranstaltung darüber 
informieren, wie das 
menschliche Gehirn funk-

tioniert, welche Risikofak-
toren im Zusammenhang 
mit Demenz beeinflusst 
werden können, Ängste in 
Zusammenhang mit De-
menz abbauen und zu ei-
nem aktiven und gesun-
den Lebensstil motivieren.

Die Veranstaltungen sollen 
sich an Interessierte im 
mittleren und höheren 
 Alter richten, die wissen 
möchten, was sie tun kön-
nen, um ihr Demenzrisiko 
zu reduzieren. Zu den be-
reitstehenden Materialien 

gehört eine Powerpoint-
Präsentation für einen Vor-
trag und ein begleitendes 
Manual. Die Materia lien 
stehen kostenlos zur Verfü-
gung und können frei ver-
wendet werden, etwa bei 
Veranstaltungen in Senio-
ren- oder Gemeindezentren 
oder an Volkshochschulen.

Wer sich vorstellen kann, 
solche Vorträge zu halten, 
sollte bereits über fundier-
tes Vorwissen zum Thema 
verfügen, etwa weil er oder 
sie in Pflegestützpunkten, 
bei lokalen Allianzen für 
Demenz, in Gesundheitski-
osken, Seniorenzentren 
oder Apotheken gearbeitet 
hat oder noch arbeitet.

Bei Interesse schreiben Sie 
eine E-Mail an: news@
deutsche-alzheimer.de.

 _
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Dritte Orte

Die Dorflinde

Weder die eigene Wohnung noch der Arbeitsplatz konstituieren Identität 
vollständig. Für das Gefühl, heimisch zu sein, braucht es mehr.

Früher gab es den Dorf-
brunnen, das Waschhaus, 
die Bank unter der Dorflin-
de als Platz für einen kur-
zen Schwatz nach getaner 
Arbeit. Wer es hatte, ging 
auf ein Bier in die Dorf-
wirtschaft. Heute treffen 
sich Kinder auf dem Spiel-
platz und Jugendliche hän-
gen gemeinsam an der 
Bushaltestelle und vor 
dem Späti herum. „Cor-
nern“, also an der Ecke her-
umstehen, nennen sie das. 
Oder der Bouleplatz am 
Rande eines französischen 
Provinzstädtchens, die 
Uferpromenade, auf der 
sämtliche Generationen 
der nordspanischen Hafen-
stadt fein herausgeputzt 
am Abend herumspazie-
ren, die italienische Bar, in 
der Passanten am Tresen 
stehend einen Espresso 
zum staatlichen Garantie-
preis trinken und einen 
Schwatz mit dem Barista 
halten. Was haben all die-
se Plätze gemeinsam? Sie 
sind weder unser Zuhause 

noch Arbeitsplätze. Sie 
alle sind „dritte Orte“. Man 
trifft sich unverbindlich auf 
einen Plausch in der Nach-
barschaft und geht wieder 
auseinander.

Der „dritte Ort“ ist ein 
Platz, an dem wir uns ent-
spannen, uns miteinander 
austauschen und mit an-
deren in Kontakt kommen 
können. Hier müssen kei-
ne Pro bleme gelöst oder 
Anforderungen erfüllt 
werden. Und so unter-
schiedlich, wie wir sind, 
können auch unsere drit-
ten Orte sein: das Schach-
brett, um das sich jeden 
Mittwochnachmittag die-
selbe Herrenrunde ver-
sammelt. Der Basketball-
käfig im Park. Der 
Friseursalon, den wö-
chentlich dieselbe Kund-
schaft besucht, oder die 
Bibliothek, in der sich der 
Buchklub trifft. Das Lieb-
lingslokal, in dem man 
fast schon zur Einrichtung 
zählt, oder ein Kaffeehaus, 

in dem man bereits mit 
seiner üblichen Bestellung 
empfangen wird.

Schon 1989 veröffentlichte 
der US-amerikanische 
Stadtsoziologe Ray Olden-
burg ein Buch mit dem Ti-
tel „The Great Good Place“ 
in dem er eine Theorie des 
„dritten Ortes“ entwickel-
te. Schon in den Achtziger-
jahren des vorigen Jahr-
hunderts vermutete der 
ebenfalls aus den USA 
stammende Medienwis-
senschaftler Neil Postman, 
dass wir uns angesichts 
unseres immer weiter zu-
nehmenden Fernsehkon-
sums „zu Tode amüsieren“ 
würden. Was würde der 
2003 verstorbene Kultur-
kritiker wohl zu den gegen-
wärtigen Entwicklungen 
des Internets und der Nut-
zung sozialer Medien sa-
gen? Dass wir über unsere 
Handys und Tablets ge-
beugt das eigene Leben 
verpassen? So naheliegend 
das erscheint, so wenig zu-

treffend wäre das Urteil. 
Denn niemand wird leug-
nen, dass sich Menschen 
an milden Frühsommer-
abenden zu Picknicks in 
Parks versammeln, zum 
Tischtennisspielen an der 
Betonplatte im Hof, bei  
improvisierten Open-Air-
Konzerten am Rande des 
Wochenmarktes treffen. 
Auf Spielplätzen und in 
Nachbarschaftsheimen 
kommen sowieso alle 
 zusammen.

Unser soziales Netz funk-
tioniert wie ein Immunsys-
tem gegen Langeweile und 
Einsamkeit. Es stellt sicher, 
dass wir uns über unsere 
engsten An- und Zugehöri-
gen hinaus als Teil eines 
sozialen Großorganismus 
verstehen. Je breiter unser 
soziales Netz gespannt ist, 
je mehr Knotenpunkte es 
hat, desto besser trägt es 
uns. Dritte Orte helfen, 
diese Verknüpfungen her-
zustellen. Sie sollten „neu-
traler Boden“ sein – jeder 
kann, niemand muss sich 
dort aufhalten. Ihre Ver-
bindlichkeit ist geringer als 
in Vereinen, Gemeinden 
oder bei Kursen, die wir re-
gelmäßig besuchen. Idea-
lerweise kostet der Eintritt 
nichts oder wenig. Unter-
schiede im gesellschaftli-
chen Status oder Einkom-
men spielen dann eine 
untergeordnete oder gar 
keine Rolle mehr, sobald 
wir über die Schwelle tre-
ten. Stattdessen geht es 
ums Gespräch und die 
spontane Gemeinschaft, 
die dort entsteht. Für alle 
offen, einladend, nicht 
 elitär. Ein dritter Ort hat 
Stammgäste, die ihm Cha-
rakter verleihen. Und, wohl 
am wichtigsten, er fühlt 
sich an wie ein zweites 
 Zuhause. Er schafft ein 
 Gefühl von Heimat und 
 Zugehörigkeit. ada

 < Mancherorts – wie hier in Italien – braucht es nicht mehr als eine Bank.
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